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Eberhard Thiel

Bundesetat
1972

Die Bundesregierung sali sich 
bei der Aufstellung des Etat- 

Entwurfs für 1972 erneut vor 
dem Dilemma, entweder die Aus­
gaben speziell für die Reformen 
erheblich auszudehnen oder 
angesichts der konjunkturpoli­
tischen Situation die Ausgaben­
zuwächse vorsichtiger zu dosie­
ren. Die von den Ressorts ange­
meldeten Ausgabenwünsche sind 
nun reduziert worden, was bei 
der nicht geringen Inflationsrate 
nur noch geringe Steigerungen 
der realen staatlichen Leistungs­
abgabe erlauben wird. Die Ver­
lagerung einiger Ausgaben in 
Höhe von 2,5 Mrd. DM in einen 
nur bei rückläufiger Wirtschafts­
entwicklung zu aktivierenden 
Eventualhaushalt könnte beson­
ders hinsichtlich der wünschens­
werten Reformen somit fast zu 
einer pervertierten Beurteilung 
einer künftigen Rezession füh­
ren.

Das Volumen des neuen Etats 
wird sich ohne den Eventual­
haushalt bei 106,6 Mrd. DM ein­
pendeln. Scheinbar nach Belie­
ben lassen sich daraus jedoch 
sehr unterschiedliche Zuwachs­
raten der Bundesausgaben er­
mitteln. Geht man von dem ur­
sprünglichen Volumen von 100 
Mrd. DM für 1971 aus und be­
achtet die Kürzungen vom Mai, 
dann gelangt man zu Raten von 
über7,5%: akzeptiert man dage­
gen einen Betrag von 97,3 
Mrd. DM als voraussichtliches 
Ist für 1971, dann beträgt die 
Steigerung 9,6 ®/o. In der Diskus­
sion werden aber auch Raten 
genannt, die um 3 %  über die­
sen Sätzen liegen; dabei wur­
den jene Positionen einbezogen, 
deren Verlagerung in außer­
budgetäre Rechnungen die Bud­
getbegrenzung auf 106 Mrd. DM 
erst ermöglichte. Dazu gehören 
Ansätze für globale Minderaus­
gaben, die Zuweisung des Ge­
meindeanteils an der Mineralöl­
steuer und die teilweise Abfin­
dung der Sozialversicherungs­
träger mit Schatzbriefen. Der 
von der Bundesregierung ge­
nannte Satz von 8,4% muß des­
halb auch nur als ein vorläufiger

Richtwert angesehen werden, da 
das Ist 1971 als sinnvoller Basis­
wert sich noch nicht abzeichnet.

Sicherlich wäre es der Trans­
parenz der Bundesfinanzen dien­
licher gewesen, wenn der Grund­
satz der Vollständigkeit des 
Budgets auch hier eher extensiv 
interpretiert worden wäre. Aber 
noch mehr als in früheren Jahren 
erweist es sich als zu vorder­
gründig, eine isolierte konjunk­
turpolitische Beurteilung allein 
des Bundesetats vornehmen zu 
wollen. Die Zahlenspiele mit den 
Zuwachsraten übersehen u. a., 
daß einige der ausgeklammer­
ten Positionen zu Ausgaben oder 
zu veränderten Finanzierungs­
situationen bei anderen öffent­
lichen Körperschaften führen. 
Eine genauere Aussagefähigkeit 
wird man erst dann erreichen, 
wenn das Wachstum des ge­
samten Staatssektors bekannt 
ist.

Die anfänglich befürchtete 
engere Begrenzung der Aus­
gaben durch die Steuereinnah­
men wurde durch die revidierten 
Steuervorausschätzungen etwas 
relativiert. Somit hat die be­
schlossene Erhöhung einiger 
Verbrauchsteuern eher das Ziel, 
die Position des Bundes bei den 
Verhandlungen über eine stär­
kere Beteiligung der Länder an 
der Mehrwertsteuer flexibler zu 
gestalten. Die damit verbun­
denen Preissteigerungen werden 
aber mit Sicherheit nicht zu be­
merkenswerten Änderungen des 
realen privaten Verbrauchs füh­
ren, da die betroffenen Güter 
feste Plätze im Haushaltsbudget 
haben dürften. Diese isolierten, 
rein fiskalisch motivierten Steuer­
erhöhungen zeigen erneut, daß 
ohne eine umfassende Einkom­
mensteuer-Reform kaum das er­
klärte Ziel erreicht wird, mittel­
fristig die Zuwachsrate des pri­
vaten Konsums relativ zugunsten 
des Verbrauchs und der Investi­
tionen des Staates zu vermin­
dern — eine Notwendigkeit, 
wenn man an die noch nicht in 
Angriff genommenen Reformen 
denkt!
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